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Zu vermuten ist, dass es auch nach dem Scheitern 
der Föderalismus kommission politische und wis-

senschaftliche Diskussionen geben wird1. Unmöglich 
ist es allerdings, heute schon voraus zusagen, in wel-
cher Form und mit welchem Inhalt die „Versuche zur 
Modernisierung der bundes staat lichen Ordnung“ wie-
der beginnen werden. Schon gar nicht ist abzusehen, 
wie lange es dauern wird, bis eine öffentliche Debatte 
zu einer gesetz gebe ri schen Umsetzung führen würde. 

Die Föderalismuskritik nach dem Scheitern der 
Reformkommission

Doch wer hat nach dem Schei tern der Kommission 
noch Inter esse, die Reform des Föderalis mus fortzu-
führen? Die Beratungen in der Kommission haben zu 
einer so großen Ernüch terung über reali sierbare Ziele 
und Möglich kei ten für eine grundlegende Reform der 
födera tiven Verfas sung geführt, dass Zweifel ange-
bracht sind, ob die politischen Institu tio nen einen 
gemeinsamen neuen Versuch unter nehmen werden. 
Denn es haben sich viele Erwartun gen als bloße 
Schlagworte ohne inhaltliche Substanz erwiesen. 

Die häufi g geäußerte Vermutung, dass nur bei 
parteipolitisch unterschiedlichen Mehrheiten im Bun-
desrat und Bundestag der Vorwurf der Ineffi zienz und 
einer Blockadehaltung des Bundesrats entstehen 
könnte und dass die politischen und gesetzgeberi-
schen Verfahren bei parteipolitischer Identität konfl ikt-
frei und reibungs los würden, ist unzutreffend. Denn es 
handelt sich hier um ein prinzipielles Gegen einander 
von Länderkammer (Minister präsiden ten) und Bun-

desparlament (Bundestag), der als institutioneller aber 
auch als persönlicher Machtkampf wahrgenommen 
wird. Hierbei sind in der heutigen Mediengesellschaft 
alle Politiker an öffentlichen Auftritten mit Selbstdar-
stellungen und Demonstrationen ihrer Macht  interes-
siert und auch darauf angewiesen. 

Schon jetzt eine vorläufi ge Schlussbilanz über die 
durch die Beendigung der Föderalis mus kommis sion 
abgeschlossene Phase der Föderalismusdebatte zu 
ziehen, ist daher sinnvoll. Diese Debatte hatte selbst-
verständlich nicht nur in der Föderalismuskommission 
statt gefun den. Hier wurde sie zwar gebündelt und 
konzentriert, aber sie hatte in der Politik und in den 
Wirt schafts wissen schaften einen breiten und jah-
relangen Vorlauf. Die insgesamt zum Föderalismus 
vorhandene Literatur gehörte zur wissen schaft  lichen 
Beglei tung der Kommissions tätigkeit. Dabei wurde 
sehr schnell deutlich, dass in der wirtschaftswis-
senschaftlichen Föde ra lis musliteratur nur auf den 
ersten Blick eine erstaunlich große Überein stimmung 
bestand, in den Details wurden aber erhebliche 
Meinungs unterschiede sichtbar. Die sind häufi g aber 
nur von dem unterschiedlichen Konkre tisierungs grad 
der Vorschläge abhängig. Fast alle enthalten eine 
deutliche Ablehnung des gegenwärtigen föderativen 
Verfassungssystems.  

Ernüchterung über Reformziele 

Zunächst wäre es ein Schritt sinnvoller Ernüchte-
rung, wenn man nach dem Scheitern der Föderalis-
muskommission allgemein realisieren würde, dass es 
eine unzutreffende Behauptung war, der „deutsche 
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Föderalismus“ wäre die zentrale Ursache für alle gro-
ßen deutschen Probleme. Mit einer Entfl echtung der 
gesetz geberischen Zustän digkeiten von Bund und 
Ländern könnten die Entscheidungsstrukturen trans-
parent gemacht und durch Entmi schung beseitigt wer-
den. Von der Föderalismusreform als Patentrezept und 
als „Mutter aller Refor men“ zu sprechen, wie es einige 
Politiker getan haben, kann nur mit mangelndem 
Durchblick oder mit der Absicht, in die Schlagzeilen 
der Medien zu kommen, erklärt werden. Die öffentliche 
Diskus sio n über die Föderalismusreform deckte auf, 
dass es sich um ein Eliten-Thema handelte, und nicht 
um Fragestellungen, die bei den Bürgern auf großes 
Interesse stießen. Und das lag nicht nur an der kom-
plexen und schwierig zu vermittelnden Materie.

Aus dem bisherigen Beratungsprozess der Föde-
ralismuskommission war für alle deutlich geworden, 
wie schwierig es ist, klare und gleichzeitig realisierbare 
Lösungen zu fi nden. Jede Einigung zwischen den 
Mitgliedern der Kommission setzte Kompromisse zwi-
schen den Interessen des Bundes und der Länderge-
samtheit oder sogar zwischen den einzelnen Ländern 
voraus. Für puristische Lösungen nach der einen oder 
anderen Seite konnte es keine Mehr heiten geben. 

Die Föderalismusdebatte hatte wieder einmal ge-
zeigt, dass sich die unterschied lichen Interes sen und 
die politi schen und fachlichen Konfl ikte zwischen 
dem Bund und den Ländern nicht in der Öffentlichkeit 
austragen lassen. Jeder Diskussionsstand in einem 
laufenden Meinungs bildungsprozess wird von den 
Medien als „Streit“ diffamiert. Der Vorbereitungspro-

zess bei „den Län dern“ ist nahe zu intransparent. Das 
halten die Länder für notwendig, wenn sie – schon 
wegen der verfas sungs  ändern den Mehrhei ten – mit 
gemeinsamen Positionen in die Verhandlungen gehen, 
obwohl zwischen den einzel nen Länder gruppen ge-
gensätzliche Interessen bestehen. Dafür gibt es gute 
Gründe2. Es gibt dennoch keine Garantie dafür, dass 
alle im politischen Konsens gewonnenen Positionen 
wirklich gesetzgeberisch umgesetzt werden können3; 
denn es geht um Entschei dungsmacht und öffent lich 
wahrnehm bare Mitwir kung von vielen Mitgliedern 
der Legislativen und der Exekutiven in Deutschland. 
Es sind letztlich die Abgeordneten und Fachpolitiker 
im deutschen Parlament und in den Land tagen, die 
über die Veränderung ihrer jeweiligen Aufgaben in der 
Zukunft und damit über ihre politische Verantwortung 
und ihren Einfl uss, also über ihre Bedeutung zu be-
stimmen haben. 

Unterschiedliche Kommentierungen

 Das Ende der Beratungen der Föderalismuskom-
mission wurde in den Medien, durch Politiker und 
durch Wissenschaftler sehr unterschiedlich kommen-
tiert. Meist war von einem weiter fort beste hen den not-
wendigen Zwang zur Reform der bundesstaatlichen 
Ordnung die Rede. Ande rerseits war aber auch eine 
offene oder verdeckte Befriedigung über die Beendi-
gung der Kom mis sions  bemühungen zu vernehmen. 

Generell lässt sich feststellen, dass die Stellung-
nahmen jeweils durch frühere Erwar tungs haltungen in 
Hinblick auf das gewünschte Beratungsergebnis ge-
prägt sind. Die heutige Bewertung hängt weitgehend 
davon ab, wie realisti sch oder überhöht die Erwartun-
gen in Hinblick auf eine Reform der bundes staat lichen 
Ordnung waren. Realistisch konnten die Erwartungen 
nur sein, wenn die Zusammen setzung, die knappe 
Beratungszeit und die begrenzte Auf ga ben  stellung der 
Kommission als Rahmenbedingungen der Kommissi-
on realisiert worden waren. Denn sie waren von Bun-
destag und Bundesrat als eine politische Absicherung 
dafür gedacht, dass die Empfeh lungen anschließend 
auch noch vom Gesetzgeber in der laufenden Legisla-
turperiode um ge setzt werden könnten. 

Kommissionsauftrag bestimmte auch
die Arbeitsweise

Die Kommission hatte ausdrücklich nicht die Zu-
ständigkeit und die Aufgabe, eine ganz neue Ver fas-

3 Deshalb ist es von Bedeutung, dass ein unzutreffender Eindruck ent-
standen ist, dass die vom bayerischen Minister präsidenten vorgetra-
genen Entfl echtungsvorschläge auf einer vorbehaltlosen Zustimmung 
aller Länder beruhen würden.  

2 Die Überprüfung der geltenden Finanzverfassung durch „die Länder“ 
im Jahre 1992 ist ein aufschlussreiches Beispiel für die Zweckmä-
ßigkeit einer einheitlichen Ländermeinung: Die Ministerpräsi denten-
konferenz hatte die Finanzminister konferenz gebeten, die Fragen 
der Reform der Finanzverfassung aufzu arbei ten und Entschei dungs-
 vorschläge vorzulegen. Die Finanzministerkonferenz setzte daraufhin 
eine Arbeitsgruppe Finanzreform 1995 ein, an der alle Finanzminister   
(-innen) und -senatoren beteiligt waren. Am 5.12.1991 beschloss die 
Finanzministerkonferenz das Arbeitsprogramm mit dem Auftrag, über 
die Neuregelung der Bund�Länder-Finanzbeziehungen zu beraten, 
dabei die geltende Finanzverfassung einschließ lich der einfach ge-
setzlichen Ausführungs bestimmungen und Durchführungsverordnun-
gen auf der Basis einer umfassenden Bestands aufnahme zu überprü-
fen und konkrete Möglichkeiten der Weiterentwicklung aufzuzeigen. 
Zu den Themen gehörten auch die Lastenverteilungsgrundsätze und 
die Mischfi nanzierungen, und zwar wie folgt: ...2. Lastenverteilungs-
grundsätze (Art. 104a Abs. 1 bis 3 und Abs. 5 GG). Frage der Lasten-
tragung bei Verursachung von Ausgaben durch den Bund (Konkor-
danz). Frage der Lastentragung bei der Ausführung von EG-Recht. 3. 
Mischfi nanzierung (Art. 91a, 91b, 104a Abs. 4 GG). Über die Themen 
hatte die Arbeitsgruppe bis zum 12. November 1992 in zwölf Sitzun-
gen beraten und abge stimmt. Insgesamt fanden 106 Abstimmungen 
(ohne den Themenbereich Bundesstaatlicher Finanzausgleich) statt. 
Eine neue Finanzverfassung mit Mehrheit zu verabschieden, hätte nur 
mit einer Front stellung der alten Länder gegen die neuen oder aller 
fi nanzschwachen Länder gegen vier oder fünf fi nanz starke Länder 
erfolgen können. Eine solche Konfrontation hätte den für dauerhafte 
Finanz ausgleichsprobleme notwendigen Interessensausgleich aufge-
geben, was aber alle Länder vermeiden wollten.
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sungsstruktur zu entwerfen. Nicht ideologische Leit-
bilder und abstrakte Begriffe waren gefragt, sondern 
kon kret ausformulierte und sogar durch gerechnete 
Alter na ti ven für neu abge grenzte Verant wor tungs-
bereiche von Bund und Ländern. Um den hierin lie-
genden Wider spruch klar zu erkennen, bedurfte es 
eines gegenseitigen Lern prozesses bei den Mitglie-
dern der Kommission und bei den wissen schaft  lichen 
Beratern. 

Viele Mit glie der der Föderalismuskommission – so 
war zu hören – waren von der Bera tung durch die Wis-
senschaftler, die sich schriftlich und mündlich geäußert 
hatten, enttäuscht gewesen. Andererseits war auch 
von der Wissenschaft – und hier hauptsächlich von 
Wirt schafts- und Finanzwissenschaftlern – zu verneh-
men, dass die Politiker oft nicht bereit gewe sen wären, 
in eine offene, grundsätzliche und breite Diskussion 
über die Beiträge der Wis senschaftler einzutreten. 

Es ist hier nicht Platz genug, die im Verlauf der Be-
ratungen erörterten einzelnen Vorschläge und deren 
Varianten wiederzugeben und zu bewerten. Wichtig 
ist jedoch die Einsicht, dass bei den Beratungen der 
Föderalismuskommission zwischen Politik und Wis-
senschaft große Verständigungs schwie rig  keiten sicht-
bar wurden, die auch nicht beseitigt werden konnten. 
Die Denk- und Argumentationsweisen waren, wie sich 
bald heraus stellte, zu verschieden gewesen. 

Unterschiedliche Ansätze 
von Politikern und Wirtschaftswissenschaftlern

Über die Absicht, die Kompetenzverfl echtungen 
von Bund und Ländern zu lösen und die Selbstän-
digkeit und jeweilige Unabhängigkeit zu stärken, 
bestand noch Übereinstimmung zwischen der Politik 
und der wirtschaftswissenschaftlichen Fachmei-
nung innerhalb und außerhalb der Kommission. 
Da für war vor allem eine neue verfas sungsrechtliche 
Zuständig keits verteilung erforderlich, durch die die 
allgemein kritisierten gemeinsamen Zuständig keiten 
und Mitwir kungsrechte bei der Gesetz  ge bung und 
bei Gemeinschafts auf gaben beseitigt oder abgebaut 
werden sollten.

Bei der Problemdiskussion beginnen die Politiker 
mit einem pragmatischen Ansatz. Sie gehen vom 
bestehenden Zustand, d.h. von den Verfassungs-
texten und der Verfassungswirklichkeit und der sich 
daraus ergebenden föderativen Finanzverteilung 
aus. Sie suchen Alternativen für einzelne wesentliche 
Verfassungsvorschriften, die sich aus heutiger Sicht 
als fehlsteuernd oder als ursächlich für unerwünsch-
te Fehlentwicklungen heraus gestellt ha ben. Diese 

Alternativen müssen konkret, praktikabel und auch 
mehrheits fähig sein. Damit ist vorgegeben, dass die 
Gesamtstruktur der föderativen Verfassung und damit 
die solidarische gegenseitige Verpfl ichtung der Ge-
bietskörperschaften (das „bündische Prinzip“, wie sie 
das Bundes verfas sungs gericht genannt hatte) nicht 
in Frage zu stellen ist, zumal das dem Kommissions-
auftrag widersprochen hätte.

Eine solche Vorgehensweise entspricht jedoch 
nicht der Denkweise der Wirtschafts wissen schaftler. 
Ihr Ausgangspunkt ist nicht die reale Bundesrepublik 
mit 16 verschiedenen Län dern, die  – was Bevölkerung 
und Fläche anbetrifft – unterschiedlich groß sind und 
die unvergleichbare Strukturen und Wirtschaftskraft 
haben, sondern ein idealtypisches Staats gebilde, 
das eher einem Staatenbund als einem Bundesstaat 
entspricht. Sie übertragen die Postulate und Erklä-
rungs modelle aus der Ökonomie auf die staatliche 
Ordnung und verab solutieren sie, ohne andere, gesell-
schaftliche Wertsysteme zu berücksichtigen. Ihr Regel-
mechanis mus ist das aus bestimmten ökonomischen 
Theorien übernommene Wettbe werbs prinzip, das sie 
möglichst vollständig auf die staatlichen Institutionen, 
insbesondere auf die einzelnen Länder und auf das 
Bund-Länder-Verhältnis anwenden. 

Daraus ergeben sich Leitbilder, die mit den Begrif-
fen striktes Trennsystem, Ausgaben- und Steuerau-
tonomie sowie Abschaffung des bundes staat lichen 
Finanzausgleichs umschreiben lassen. Dem Vorwurf 
der Realitätsferne ihrer Denk weise begegnen sie mit 
der Forderung nach Länderneugliederung und nach 
Beseitigung der bestehenden föderativen Finanzver-
fassung. Der wissenschaftliche Absolutheits- und 
Wahr heitsanspruch ihrer geschlossenen Konzeptionen 
und Meinungen, die schwer mit demo kratischen Kom-
promissen und Mehrheitsmeinungen zu vereinbaren 
sind, macht Antworten und Rat schläge zu den einge-
schränkten Fragestellungen der Politik kaum möglich. 
Weil von den Politikern aber nur partielle Antworten zu 
vorgegebenen speziellen Fragen erwartet werden, be-
steht hier eine Sperre, die es verhindert, dass von den 
Wissen schaft lern andere konzeptionelle Leitbilder und 
Meinungen erfolgreich eingebracht werden können. 

Die unterschiedlichen Beschränkungen bei der 
Föderalismusdiskussion

Wie sehen die politischen Realitäten in der Bundes-
republik aus, die die politisch Verantwort lichen im 
Bund und in den Ländern bei einer Föderalis mus-
reform berücksichtigen müssen? 



FÖDERALISMUSREFORM

Wirtschaftsdienst 2005 • 7438

Mit dieser Frage wird gleichzeitig geprüft, ob und 
wo die Beschränkung des politischen Auftrags auch 
eine klare Grenze für den Beratungserfolg der Wirt-
schaftswissenschaft ist. Das aufzuzeigen, kann auch 
für die zukünf tigen Föderalismus diskussionen hilfreich 
sein. 

Zunächst war in der Föderalismusdebatte nur 
die Sicht der Länder wahrnehmbar. Die Länder-
parla mente hätten keine hinreichenden eigenen 
Gestaltungsmöglich keiten für ihre eigene Gesetz-
gebung mehr gehabt. Ursächlich dafür sei die zuneh-
mende Inanspruchnahme der grund gesetzlichen Er-
mächtigung zur konkur rierenden Gesetz gebung durch 
den Bund gewesen. Dem hätten die Regierungs chefs 
der Länder im Bundesrat auch immer wieder zuge-
stimmt, weil sie damit ihre Mitwirkungsrechte bei der 
Gesetz gebung des Bundes – mit entsprechender me-
dialer Wahrnehmung auf Bundesebene – ausweiten 
konnten. Der mit der Verlagerung von der Landes- auf 
die Bundesebene verbundene Verzicht auf gesetzliche 
Gestaltungs rechte in den Ländern habe aber nicht im 
Interesse der Länderparlamente gelegen. Dieser Zen-
tralisierungsprozess müsse – so die öffentliche Debat-
te – endlich zurückgedreht werden.

Erst während der Beratungen der Föderalismus-
kommission bekam eine Argumentation aus der Sicht 
des Bundes stärkeres Gewicht. Es setzte sich die Ein-
sicht durch, dass die in der Verfassung vorgesehene 
„Einmischung“ der Chefs der Landesexeku tiven in 
die Bundes gesetzgebung – aus der Sicht der Bür-
ger – dem Ansehen und der Autorität des gewählten 
deut schen Bundesparlaments schaden könnte. In 
der öffentlichen Wahrnehmung besteht nicht nur ein 
Zweikammersystem auf der Bundesebene, sondern 
eine deutliche Dominanz der Länder kammer. Das 
Schicksal und der Inhalt von Gesetzesentwürfen des 
Bundestages, die absehbar keinen endgültigen Be-
stand haben, wird von der Länderkammer und dem 
Vermittlungs ausschuss entschieden. Diese Wahrneh-
mung ist nicht falsch. Das Gesetzgebungsverfahren 
des Bundes ist eine institutionelle und intransparente 
Politik verfl echtung an der Spitze der Staatsorganisa-
tion. Wenn der Bundestag die Verfl echtungsprodukte 
des unter Ausschluss der Öffentlichkeit beratenden 
Vermittlungsausschusses abnickt, dann hat das nur 
noch formale Bedeutung für die Gestaltungsmacht 
des Parlaments. 

Aus dieser Konstruktion wurde auch ein klares De-
mokratiedefi zit gefolgert. Denn in den bundesweiten 
Wahlen würden nur die Bundestagsabgeordneten 
für die Gesetze des Bundes verantwortlich gemacht, 

obwohl ihre Verantwortlichkeit für den Gesetzesinhalt 
deutlich begrenzt war. Dagegen brauchen die Länder-
chefs sich trotz ihrer gestaltenden Mitwirkung im Bun-
desorgan Bundesrat und im Vermittlungsausschuss 
vor den Wählern nicht zu verant worten. Sie werden 
für die Landesparlamente in Landtagswahlen gewählt, 
stellen sich aber für ihre Mitwirkung bei den Bundes-
gesetzen nicht dem Wähler; aber sie beklagen sich 
ständig, dass Bundesthemen „ihre“ Landtags wahlen 
 beeinfl ussen und „verfälschen“. 

Auch wenn es nicht immer so formuliert wird, so 
ist die Verfl echtung von Bund und Ländern bei der 
Entscheidung über Bundesgesetze im Bundesrat 
und im Vermittlungsausschuss das Kardinalproblem 
des deutschen Föderalismus. Wer rechtliche und po-
litische Verfl echtungen aufl ösen will, für den ist das 
primäre institutionelle Ziel in der Föderalismusdebatte 
der Ausschluss oder die radikale Zurückdrängung 
von Ländermitwirkungen bei der Gesetzgebung des 
Bundes. Aber ist dieses Zweikammersystem nicht ein 
Strukturmerk mal der föderativen Bun des republik, das 
seit ihrer Geburtsstunde besteht und unabänderlich 
ist? 

Hier besteht also eine substantielle Barriere für 
Reformen. Weil dies aber so ist und weil hieran grund-
sätzlich nichts zu ändern ist, bemühen sich alle, we-
nigstens die Anzahl und die Felder der Einfl ussnahme 
durch die Ländervertreter zu reduzieren. Hier werden 
die Ansatz punkte für eine Veränderung gesucht; meist 
mit einem Hinweis auf „bessere“ Zustände in der 
Vergangenheit. Angeblich wären zu Beginn der Bun-
desrepublik doch auch nur 10 bis 20% der Bundesge-
setze zustimmungsbedürftig gewesen. Das ist jedoch 
nicht zutreffend, wie z.B. aus allen Handbüchern des 
Bundes rates zu ersehen ist. Der Anteil lag – schwan-
kend zwi schen 50 und 60% – im Gesamt durchschnitt 
zwischen 1949 und 2003 bei 53,2%. 

Es gibt auch keine belastbare historische Quelle, 
dass ein Anteil von 10 bis 20% der Vorstellung der 
Väter des Grundgesetzes entsprechen würde. Gegen-
über entsprechenden Legenden müsste eigentlich die 
Tatsache Zweifel wecken, dass bereits in der ersten 
Legis latur periode 41,8% der Bundesgesetze mit Zu-
stimmung des Bundesrates ergangen sind.

Unabhängig davon, dass mit dem Ziel, den Anteil 
der zustimmungspfl ichtigen Gesetze zu reduzieren, 
die totale Entfl echtung bei der Gesetzgebung und der 
Grundsatz von Transparenz bei Zuständigkeiten und 
politischer Verantwortung aufgegeben wird, ist schon 
dieses angestrebte Ziel sehr ambitiös.
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Ersatzlösungen 

Die unterschiedlichen Interessenlagen und das 
damit bedingte Gegeneinander der beiden Kammern 
können also nicht beseitigt werden. Doch wie steht 
es mit den Vorschlägen, die versuchen, auf Ersatzlö-
sungen auszuweichen und wenigstens die Fälle der 
Mitwirkung der Länder zu reduzieren?

So soll das Zustimmungserfordernis eingeschränkt 
werden, indem der Katalog des Art. 72 GG ( konkur-
rierende Gesetzgebung) reduziert wird und indem Art. 
84 GG, der die Zustim mung der Länder vorsieht, wenn 
ein Bundesgesetz Verfahrensrechtsfragen enthält, 
durch eine differenzierende Verfahrensregelung zu-
gunsten der Länder geändert wird. Außerdem sollen 
die Länder vor Steuermindereinnahmen aufgrund von 
Bundesgesetzen besser geschützt werden, indem 
hierfür ihre Zustim mung vorgeschrieben wird.

Doch diese Vorschläge dürften im Fall ihrer Durch-
setzung und Anwendung nur marginale Entfl echtungs-
Ergebnisse bringen. Eine große Lösung der Entfl ech-
tung bei der Gesetzgebung könnte nur eintreten, wenn 
der Bund für die Anwendung seiner Gesetze auch eine 
bunde s eigene Verwaltung hätte. Eine solche zweiglei-
sige Verwaltungsstruktur gibt es in Deutschland aber 
nicht. Vielmehr enthält die Verfassung den Grund-
satz, dass die Bundes gesetze durch die Behörden 
der Länder zu vollziehen sind. Hierdurch entsteht ein 
Siche rungsbedürfnis der Länder vor einer kosten träch-
tigen und unzumutbaren Belastung ihrer Verwaltung 
durch Bundesrecht, das – selbst bei Vollständigkeit 
der Kompetenzzuordnung – letztlich nur durch Mit-
wirkungsrechte und Zustimmungserfordernisse zu 
erfüllen ist.  

Verfassungskonvent als bessere Alternative?

Ob die Zusammensetzung der Föderalismuskom-
mission aus Vertretern der Länder und Abgeordneten 
des Bundesparlaments eine richtige oder falsche 
Vorentscheidung für ein erfolgreiches Prüfungsergeb-
nis gewesen war, ist umstritten. Die Politiker mögen 
durch ihre Funktionen interessenorientiert sein. Sie 
sind letztlich bei jedem Vorschlag, von wem der auch 
kommt, diejenigen, die entscheiden müssen, wenn es 
um die gesetzgeberische Umset zung geht. Auch eine 
große Konventlösung zur Ausarbeitung einer neuen 
Verfassung ist deshalb keine sichere Voraussetzung 
für eine zügige und unveränderte Übernahme der Be-
ratungsergebnisse durch den Gesetzgeber. Also dürf-
te auch künftig ein Verfassungs konvent keine instituti-
onelle Alternative für eine politisch zusammengesetzte 
Prüfungs kommission sein. 

Würde eine Kommission zur Vorbereitung einer 
Änderung der föderativen Verfassung gebildet wer-
den, in der nicht alle Länder vertreten sind, sondern 
nur einige Länder einbezogen würden, so schwindet 
jede Aussicht auf Einigung und gesetzgebe rische 
Umsetzung durch den Bundesrat. Weil der Status 
quo die sicherste Position für jedes einzelne Land ist, 
garantiert die Länder kammer die denkbar größte Be-
standssicherung.

Sie bietet Gewähr für den Bestand aller 16 Länder. 
Die Möglichkeit einer Zusammen legung mehrerer 
kleiner Länder zu größeren Ländern ist unrealistisch. 
Ebenfalls auszu schließen ist ein neuer Zuschnitt der 
Länderterritorien zu Ländern mit annähernd gleichen 
Flächen- und Bevölkerungs größen. 

Die immer wieder ins Spiel gebrachte Föderalis-
musvariante, mit der angeblich fast alle föde ra t iven 
Finanzprobleme gelöst werden würden, ist der Zu-
sammenschluss von fi nanz starken mit fi nanzschwa-
chen Ländern. Doch welches fi nanzstarke Land liegt 
neben einem fi nanz schwachen Flächenland, das es 
übernehmen sollte? Meist wird in der Diskussion so-
gar die simple Einsicht verdrängt, dass die Fusion von 
zwei oder sogar drei fi nanzschwachen Ländern noch 
kein fi nanz    starkes Land entstehen lässt.

Gegenwärtiger bundesstaatlicher Finanzausgleich 
als Schranke

Bei dem Auftrag an die Föderalis mus kommission 
war die Überprüfung der Finanzverfassung ausdrück-
lich ausgenommen worden. Die Begründung war, dass 
eine  Änderung der verfas sungs rechtlichen Finanz  be-
zie hungen von Bund und Ländern zwangsläufi g auch 
den geltenden bundes staatlichen Finanzaus gleich in 
Fra ge gestellt hätte. Der aber war nach schwierigen 
Ver handlun gen erst 2001 neu gestaltet und mit einer 
15jährigen Geltungsdauer bis 2019 befristet worden. 
Dieses sensible Streit feld der Länder wieder zu öffnen, 
hätte die gesamten Föderalismus beratungen über-
lagert, dominiert und endlos gemacht. 

Der bundesstaatliche Finanzausgleich ist zwar nur 
ein Segment in der Finanzverfassung, er bewegt aber 
durch Umverteilung riesige Beträge. Die fi nanzschwa-
chen Länder erhielten 2004 zur Haushaltsfi nanzierung 
durch alle Ausgleichsinstrumente zusammen mehr als 
30 Mrd. Euro. Die Umverteilungsmechanismen stehen 
in der Verfassung. Die Festlegung des Volumens der 
Verteilungs ströme sind in erster Linie das Ergebnis 
langwieriger Verhandlun gen, die fast aus schließ  lich 
zwischen den Ländern stattfi nden. Bei der Berech-
nung der Ausgleichs  zuwei sun gen wird die fi nanzielle 
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Situation jedes einzelnen Bun  deslandes transparent, 
insbe son dere weil hierbei seine eigene Steuerkraft im 
Verhältnis zu allen anderen Län dern zugrunde gelegt 
werden muss. 

Seit der deutschen Vereinigung – und das gilt ins-
besondere auch für die ab 2005 bis 2019 geltende 
Fassung des Finanzausgleichsgesetzes – mussten die 
fi nanziellen Aus gleichs   bemü hun gen des Bundes und 
der Län der darauf ausgerichtet werden, den neuen 
Län dern die not wen digen Mittel zur Finan zie rung ih-
rer Staatsaufgaben und des wirtschaftlichen Aufbaus 
zu verschaffen. Denn die Wirtschaftskraft und die 
Steuer stärke der neuen Länder ist nach wie vor viel 
zu gering.

Die daraus folgende solidarische Verpfl ichtung 
der alten Länder und des Bundes gegenüber den 
neuen Län  dern üben eine Sperrwirkung aus, die für 
viele Jahre eine Abkehr von der gegenwärtigen Finanz-
 verfas sung ausschließt. Sowohl aus dem Auftrag der 
solidarischen Verfassung, in dessen Rahmen es mög-
lich war, die ostdeutschen Länder in das Grundgesetz 
ohne vorherige Verfas sungsänderung mit einzube-
ziehen, als auch aus übereinstimmenden Grund satz-
beschlüssen von Bund und Ländern kann sicher der 
Schluss gezogen werden, dass mindestens für die 
nächsten 15 Jahre (bis 2019) eine nationale Verpfl ich-
tung besteht, den ost deut schen Ländern mit hohen 
Transferzahlungen den Vereini gungs prozess fi nanziell 
zu erleichtern. Die Transferhöhe in die neuen Länder 
(2004 insgesamt 26,6 Mrd. Euro) ist nur durch den in 
der Verfassung vor  gesehenen Umsatzsteuer-Vorab-
ausgleich (8,3 Mrd. Euro), den Länderfi nanz ausgleich 
(5,5 Mrd. Euro) und die verschie denen Bundesergän-
zungs zuwei sungen (12,77 Mrd. Euro) zu erreichen. 

Ohne die hohen solidarischen Leistungen des 
Bundes und der westsdeutschen Länder über das 
föderative Finanz ausgleichs system könnten die ost-
deutschen Länder nicht existieren. Sie wären faktisch 
keine selbständigen Staaten. Sie könnten weder ihre 
verfassungs mäßigen Aufgaben noch den erforderli-
chen infrastrukturellen Aufbau in ihren Ländern fi nan-
zieren. 

Gesamtdeutschland ist eine Reformvorgabe 

Durch das Hinzukommen der neuen Länder haben 
die Bestimmungen der Finanzverfassung einen neuen 
materiellen Inhalt bekommen. Sie wurden dadurch an-
ders konkretisiert. Die Politik in der Bundes republik hat 
diese Veränderung des deutschen Verfas sungsrechts 
seit dem Hinzutreten der neuen Länder zu berücksich-
tigen. So zu tun, als ob die neuen Länder nicht Teil der 

Bundesrepublik wären, bedeutet schon im Denken 
Abschied von der Verfas sungs wirklichkeit zu nehmen.

In der Politik wird nirgendwo die Forderung erho-
ben, die neuen Länder aus dem gesamt deutschen 
Verfas sungsverbund wieder auszu schließen. Auch ein 
Zurück zu einem Verfas sungsrecht, das zwar gemein-
sam für West– und Ostdeut schland gelten soll, aber 
mit jahr zehnte langen Übergangsfristen bis zur vollen 
Anwen dung in den neuen Ländern faktisch doch zwei 
geteilte Rechtsgebiete schafft, entspricht nicht dem 
gemein samen Wertesystem der politisch Verantwort-
lichen. 

Das vereinigte Deutschland mit der einheitlichen 
verfassungsmäßig gesicherten Rechts ordnung, aber 
mit einer großen fi nanziellen Hilfeverpfl ichtung gegen-
über einem sehr wirt schafts- und steuer schwachen 
Ostdeutschland ist für die Politik eine Realität. Bei 
Reform vorschlägen zu den Finanz beziehun gen zwi-
schen dem Bund und den Ländern wie auch zwischen 
den Ländern ist also vom Weiterbe stehen der gegen-
wärtigen Finanz verfas sung auszugehen. Wie sich 
allerdings in den nächsten Jahren der Aufhol prozess 
in den neuen Ländern vollzie hen wird und wie lange 
die fi nanzielle Abhängigkeit vom Bund und den alten 
Ländern noch in diesem Ausmaß bestehen bleibt, ist 
nicht vorherzusagen. 

Die bei einer Reform 
zu berücksichtigende Datenlage 

Und wie sieht die bei Reformvorschlägen zu be-
rücksichtigende Lage und Entwicklung in den ostdeut-
schen Ländern aus? Grundlage ist selbstverständlich 
die wirtschaftliche Entwicklung, die maßgebend auch 
für den fi nanzwirtschaftlichen Aufholprozess gegen-
über den westdeut schen Ländern ist. Im Jahr 2003 
betrug das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in den 
neuen Ländern nur rund 64% des westdeutschen 
Vergleichswertes4. Dabei wird auch 15 Jahre nach 
der deutschen Vereini gung ein erheblicher Teil der 
Wirtschaftsleistung in Ostdeutsch land allein aufgrund 
der direk ten Unterstützung durch Transferzufl üsse in 
Höhe von netto rund 70 Mrd. Euro5 erbracht. Das auf 
eigener Wirtschaftskraft basierende BIP je Einwohner 
liegt selbst in den wirtschafts stär keren Regionen Ost-
deutschlands bei nur etwa 55% des west deut schen 
Durchschnitts wer tes. 

4 So die Ausarbeitung von Joachim R a g n i t z : Transferleistungen und 
Bruttoinlandsprodukt in Ostdeutschland, in: Wirtschaft und Wandel, 
Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH), Mai 2005.  

5 Joachim R a g n i t z , a.a.O., Netto-Transfers 2003: Bund (mit Aus-
gaben und Einnahmen) 27 Mrd. Euro, Länder (West) 14,8 Mrd. Euro, 
Sozialversicherungen 15 Mrd. Euro.  
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Diese relativ niedrige Wirtschaftskraft bestimmt die 
Finanz- und Steuerkraft der neuen Län der. Die gegen-
wärtig feststellbare Situation sieht nach den Daten für 
2004 wie folgt aus:

Die „originäre“ Steuerkraft der neuen Länder 
– je Einwohner gerechnet – beträgt nur rund 40% des 
länderdurchschnittlichen Aufkommens. Die beiden 
Extrem werte unter den Flächen ländern liegen bei 
36,1% und 127,4%. Das sind die Zahlen für das steuer-
schwächs te ostdeutsche Land (Sachsen-Anhalt) und 
für das steuer s tärkste Land Westdeutschlands (Hes-
sen).

Mit der „origi nären“ Steuerkraft werden für die Be-
rechnungen des Finanzausgleichs die bei den einzel-
nen Ländern aufkommenden Landes steuern und ihre 
Einkommensteuern und Körperschaftsteuern erfasst. 
Nicht dazu gezählt wird die Umsatzsteuer. Bei einer 
ökonomi schen Abgrenzung gehört sie zum Teil zur 
Umverteilungsmasse (als Umsatzsteuer-Vorabver-
teilung), die unter den Ländern nach der jeweiligen 
Steuer schwäche verteilt wird6.

Ein Pro-Kopf-Vergleich der originären Steuerkraft 
der einzelnen Länder nach den Zahlen für 20047 weist 
aus, wie groß die Unter schiede beim Steueraufkom-
men der Länder zwischen Ost- und Westdeutschland 
noch immer sind. Von einer Steuerausstattung, die die 
Grundlage für vergleichbare Wettbewerbsbedingun-
gen sein könnte, kann keine Rede sein, wenn Sachsen 
38,2% des länderdurchschnittlichen eigenen (Pro-
Kopf-)Steueraufkommens ausweist, Sachsen-Anhalt  
36,1%, Thüringen 36,7%, Brandenburg 43,2%, Meck-
lenburg-Vorpommern  38,0%8. 

Hervorzuheben ist: Auch die relativ geringe „eigene“ 
Steuer kraft in Ostdeutsch land erreicht diese Höhe nur 
auf der Grundlage der sehr hohen Transfer leistungen, 
die in die neuen Länder fl ießen.  

Um den Überblick über die ökonomischen und 
fi nanzwirtschaftlichen Verknüpfungen der neuen Län-
der über die öffentlichen Transfers mit den westdeut-
schen Ländern und dem Bund zu vervollständigen, 
sei darauf hingewiesen, dass zu den Finanztransfers 
aus den öffentlichen Haushalten nach Ostdeutsch-
land auch noch sehr hohe Transferzahlungen über die 
Sozial budgets in die ostdeut schen Länder kommen, 
und zwar  auf der Basis der gesamtdeutsch einheit lich 
geregelten Rechtsnor men der Arbeits- und Sozialsys-
teme9. 

Mit den Ausführungen über die Größenordnungen 
der Verfl echtungen der Einnahmenseite der ostdeut-
schen Länderhaushalte mit den westdeutschen Län-
dern und dem Bund soll hier nur deutlich gemacht 
werden, mit welchen Hürden jede Verfassungsreform 
belastet ist, die Alternativregelungen zur bestehenden 
Finanzverfassung bieten soll. 

Alternative Reformziele
 der Wirtschaftswissenschaft

Die wirtschaftswissenschaftliche Meinungs-
vermittlung bei den Bera tungen der Kommis  sion 
war deshalb nicht nachhaltig erfolgreich, weil der 
Kommissionsauftrag vor allem auf die Entfl echtung 
der Gesetz gebungszuständigkeiten und die so ge-
nannte Rückführung von Gesetzesmaterien auf die 
Ebene der Länder gerichtet war. Das ist keine eigent-
liche Sach domäne der Wirtschafts wissenschaftler. 
Ihre Beratungsanliegen waren viel grundsätzlicher 
und bezogen sich auf die  Länderneugliederung, die 
Finanzverfassung ohne Gemein schafts fi nanzierungen 
und auf ein striktes Steuertrennsystem innerhalb eines 
am Wettbewerbsprinzip ausgerichteten Föderalis-
muskonzepts. Aber die wissen schaftliche Beglei tung 
einer Reform diskussion sollte schon auftragsgemäß 
die historische Entwicklung und die Realisierbarkeit  
mit beachten. Nur so kann sie auch bei realitäts-
bezoge nen und politischen Zielvorgaben und  bei 
Kompromissen beratungs fähig bleiben. 

6 Diese ökonomische Abgrenzung entspricht nicht der verfassungs-
gerichtlichen Zuordnung, nach der die Einnahmen aus dem Länder-
anteil an der Umsatzsteuer ausdrücklich ein Bestandteil der „eigenen“ 
Steuer ausstattung der Länder sind. Erst durch die Umverteilung der 
Umsatzsteuer unter den Ländern (verfas sungsrechtlich: die Zuord-
nung der Umsatzsteuer als eigene Steuereinnahme der einzelnen Län-
der) fi ndet eine Anglei chung statt, durch die das Niveau der Pro-Kopf-
Steuereinnahmen bei den ostdeutschen Ländern von rund 40% auf 
rund 90% des Länderdurchschnitts angehoben wird. Voraussetzung 
für die Nutzung der Umsatzsteuer als Finanzausgleichsinstrument 
zugunsten der ostdeutschen Länder ist, dass die Umsatzsteuer als 
gemeinschaftliche Steuer dem Bund und den Ländern zusteht. Dieser 
so genannte große Steuerverbund ist durch Verfassungs ände rung 
1969 eingeführt worden, als der Bund einen höheren Anteil an der Ein-
kommen- und der Körperschaftssteuer erhielt und dafür die Länder an 
der Umsatz steuer beteiligt wurden. 

7 Nach einer Antwort der parlamen tarischen Staatssekretärin beim 
Bundesfi nanzministerium, Frau Dr. Barbara Hendricks, auf eine 
schriftliche Anfrage (abgedruckt in Bundestags drucksache 15/5167, 
S. 19 f.) 

8 Die eigenen Steuereinnahmen der fi nanzstarken Flächenlän-
der liegen für Hessen bei 127,4% des Länderdurch schnitts, für 
Bayern bei 126,1%, für Baden-Württemberg bei 124,5% und für 
Nordrhein�Westfalen bei 108,1%. Zwar geringer, aber immer noch 
sehr stark ist der Abstand der ostdeutschen Länder  bei den  originä-
ren Steuereinnahmen zu den westdeutschen Flächen ländern: Nieder-
sachsen  81,4%, Rheinland-Pfalz  97,9%, Schleswig-Holstein  94,8%, 
Saarland  83,3%. (Nachrichtlich die Stadtstaaten: Berlin 84,3%, Ham-
burg 193,5%, Bremen  108,7%).

9 Das gesamte Volumen, das aufgrund aller öffentlicher Transfers aus 
Westdeutschland in den ostdeutschen Wirtschaftskreislauf gelangt, 
wird auf jährlich netto über 70 Mrd. Euro geschätzt; siehe J. R a g -
n i t z , a.a.O., auch oben Fußnote 5. Dazu gehören auch die Transfer-
ströme über die Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a  GG, sowie 
die Ausgaben des Bundes, die er in den neuen Ländern tätigt.
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Vorschläge des Sachverständigenrats  

Die spezifi sche Funktion der wissenschaftlichen 
Politikberatung ist der Grund, warum die Vorschläge 
des Sachverständigenrates für die Begut  achtung der 
gesamtwirtschaft li chen Entwicklung (im Folgenden 
Sachverständigenrat) zur Reform des deutschen  
Föderalismus im Mittelpunkt der nachfolgenden 
Ausführung stehen. Der Sachverständigenrat hatte 
seit vielen Jahren in seinen Gut achten die Möglich-
keiten einer weithin wahrnehm baren und geziel ten 
Politik beratung. Was der Sachver ständigenrat heute 
an den Erscheinungs formen der staatlichen Ordnung 
in Deutschland kritisiert, stimmt mit der allgemeinen 
Meinung überein: Ineffi zienz und Intransparenz des 
Entscheidungs gefl echts.

In seinem letzten Jahresgutachten 2004/2005, in 
dem der Sachverständigenrat auch schon zu den 
Beratungen der Föderalismuskommission Stellung 
genom men hatte, hat er seine grund sätzliche Posi-
tion zur Föderalismusreform aktualisiert und erklärt, 
dass es bei dieser Reform „um eine Verbesserung 
der ineffi zienten und undurch sichtigen Entscheidungs-
mecha nis men geht, unter denen Ergebnisse im politi-
schen Entschei dungs gefl echt zustanden kommen“10. 
Die konkrete Ausgestaltung des Föderalismus in 
Deut schland stellt nach Ansicht des Sachverständi-
genrates ein außerordentlich hohes Hindernis für die 
Um setzung grundlegender Reformen dar. 

Ökonomische Grundprinzipien 
eines föderativen Systems

Jede Reform des Föderalismus müsse ohne eine 
durchgreifende Entfl echtung auch im Bereich der 
Finanzverfas sung Stück werk bleiben. Deshalb hat der 
Sachverständigenrat immer wieder für eine Verfas sung  
plädiert, bei der die ökono mi schen Grundprinzipien 
eines föderativen Systems (Auto nomie11, fi skalische 
Äquivalenz12, Konnexität13) wiederhergestellt und die 
Kompe ten zen für fi nanzpolitische Entscheidungen im 
Sinne eines mehr wettbewerblich organisierten Födera-
lismus der einzelnen Gebiets körper schaften eindeutig 
zugewiesen werden.  

Derzeit seien beide staatlichen Ebenen in ihrer 
Handlungs freiheit stark beschränkt, weil der Bund 
meist die Zustimmung der Länder zu Steuer gesetz-
änderungen einholen muss, während den Ländern so 

gut wie kein Spielraum auf der Einnahmeseite verblie-
ben ist. Vor allem sei für das Ziel der Entfl echtung eine 
größere Autonomie von Bund und Ländern bei der 
Gestal tung ihrer Einnahmen erforderlich.

Steuertrennsystem kontrovers

Der Sachverständigenrat rät in seinem letzten Gut-
achten von einem Übergang zu einem Trennsystem 
ab14. Diese Aussage ist bedeutsam, aber wenig be-
kannt. Der Sachverständigenrat hat aber gegen einen 
Steuerwettbewerb der Länder grundsätzlich keine 
Bedenken. Er begründet seine heutige Auffassung 
damit, dass der jetzige Verbund der großen Steuern 
für alle Ebenen den Vorteil einer „Diversifi kation“ und 
damit einer Versicher ung gegenüber künftig unvorher-
sehbaren  Aufkommenseinbußen bei einer der großen 
Steuern besitze. Mit dieser Argumentation akzeptiert 
der Sachverständigenrat die Gründe, die angesichts 
der unterschied lichen Aufkommenselastizitäten bei 
den großen Ertragssteuern und der Umsatz steuer bei 
der Verfas sungs reform 1969 zum großen Steuerver-
bund geführt hatten. 

Viele Wirtschaftswissenschaftler haben ihre Kritik 
am gegenwärtigen steuerlichen Verbund system mit 
einem Hinweis auf die frühere Verfas sungslage ver-
bunden, bei der die Steuern auf Bund und Länder 
angeblich nach dem strikten Trennsystem zugeordnet 
gewesen wären. Eine funktionierende puristische Re-
gelung hat es aber auch zu Beginn der Bundesrepu-
blik nicht gegeben. Denn schon in der ersten Fassung 
des Grundgesetzes von 1949 – also von Anfang an 
– waren die Bund-Länder-Beziehungen geprägt durch 
die zeitbe ding ten Notwen digkeiten viel schichtiger 
Verfl echtungen auf der Ausgabenseite der staatlichen 
Haushalte wie auch bei den Steuer einnahmen. Letz-
tere waren – entgegen vielen unzutreffenden Behaup-
tungen – nicht nach einem strikten Trennsystem ent-
weder dem Bund oder den Ländern zugeordnet. Zwar 
standen die Umsatz steuer und die Verbrauchsteuern 

10 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (im Folgenden Sachverständigenrat): Jahresgutachten 
2004/2005, Wiesbaden 2004, Tz. 787 ff.

11 Das heißt Selbstgestaltungsfreiheit auf der Ausgaben- und Ein-
nahmeseite der einzelnen Gebietskörperschaften; erreichbar durch 
Entfl echtung.  

12 Sachverständigenrat, a.a.O., Tz. 790: Als „Verfl echtung“ auf der 
Ausgabenseite bezeichnet der Sachverständigenrat entweder das 
Zusammenwirken von Bund und Ländern in ihrer Gesamtheit oder die 
Zusammenarbeit zwischen dem Bund und einzelnen Ländern. Beide 
Arrangements würden der anzustrebenden institutionellen Kongruenz 
zuwiderlaufen, wonach jeweils ein und dieselbe politische Ebene Nut-
zer, Entscheider und Finanzier sein sollte.  

13 Sachverständigenrat, a.a.O., Tz. 793: Ein „Konnexitätsproblem“ 
stelle sich immer dann, wenn die Gesetzgebungszuständigkeit beim 
Bund und die Verwaltungszuständigkeit bei den Ländern und ihren 
Gemeinden liegt. Wenn der Sachverständigenrat von Konne xität 
schreibt, meint er in Wirklichkeit die Abschaffung des in Art. 104 Abs. 
1 GG formulierten Konne xitäts prinzip mit der prinzipiellen Kostentra-
gungspfl icht nach der Ausführungs- und  Verwaltungs zuständigkeit 
und die Einführung einer Ausgabenverteilung auf Bund und Länder 
nach der Gesetzes kausalität.  

14  Sachverständigenrat, a.a.O., Tz. 796.
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allein dem Bund und die Ein kom men steuer und die 
Körperschaft steuer grundsätzlich den Ländern zu. 
Aber gleich zei tig sah die Verfassung die Ermächtigung 
für den Bund vor, Anteile der Einkommen- und der 
Körper schaft steuer der Länder für sich in Anspruch zu 
nehmen. Diese Bundesanteile wurden jährlich festge-
setzt; sie hatten sich von 27% im Jahr 1951 bereits auf 
38% im Jahr 1955 erhöht.

Die zentrale Frage an die Vertreter eines Systems 
der strikten Trennung bei den großen Steuern ist seit 
Jahren unbeantwortet: Wie sollten die neuen Länder 
mit ihrer extrem niedrigen eigenen Steuerkraft (von 
derzeit nur rund 40% des länderdurchschnittlichen 
Aufkommens – je Einwohner gerechnet) ihre Staats-
aufgaben fi nanzieren? Soll der Bund die Finanz-
verantwor tung für die fi nanziell allein nicht existenz-
fähigen ostdeutschen Länder durch noch höhere 
ergänzende Finanzzuweisungen übernehmen? Oder 
reicht die Erwartung aus, dass die gerin gen eigenen 
Steuerein nahmen sich als ein verstärkter Anreiz zu 
mehr wettbewerblichem Verhalten und erhöhter wirt-
schafts- und wachstumsfördernder Eigeninitiative der 
einzelnen Länder herausstellen würden?  

Der Sachverständigenrat sieht trotz des Verzichts 
auf das Trennsystem vielfältige Möglich keiten, die 
Finanzverfassung auf der Einnahmeseite „transpa-
renter und beweglicher“ zu gestalten. Dazu zählt ein 
Zuschlags- und Abschlagsrecht für die Länder bei der 
Einkom mensteuer und der Körperschaftsteuer. Aber 
nur mit Vorbehalten bewertet der Sachverständigenrat 
diesen Vorschlag, der eine bundeseinheitlich festge-
legte Bemessungs grundlage und andere einschrän-
kende Voraussetzungen vorsieht.

Einem anderem Vorschlag, der von Bundesseite in 
die Beratungen der Föderalismuskommission einge-
bracht worden war, stimmt der Sachverständigenrat 
zu. Die Länder sollen die Gesetzgebung über Steuern 
erhalten, deren Aufkommen allein ihnen und ihren 
Gemeinden zufl ießen. Allerdings verweist der Sach-
verständigenrat darauf, dass die Vertreter der Länder 
in der Kommis sion bisher diesen Vorschlag zur Steu-
erautonomie abgelehnt hätten15.

Fasst man den Stand der kontroversen Diskussi-
on über die Abschaffung des Steuerverbundes aus 

Einkommensteuer und Körperschaftsteuer sowie 
Umsatzsteuer zusammen, dann ist fest zustellen, dass 
das strikte Steuertrennsystem sich entweder gar nicht 
mehr in der aktuellen Föderalismusdebatte befi ndet 
oder nur als begriffl iche Alternative, aber ohne einen 
substan tiellen Nachweis der Konsequenzen und der 
fi nanziellen Auswirkungen auf den Bund und die ein-
zelnen Länder. Das aber hätte man von den Finanz-
wissenschaftlern nach einer so langen Debatte eigent-
lich erwarten können. 

Föderatives Finanzausgleichssystem 

Insbesondere beim horizontalen Finanzausgleich 
zwischen den einzelnen Bundesländern besteht nach 
wie vor Übereinstimmung zwischen dem Sachver-
ständigenrat und den veröffent lichten Meinungen 
der meisten Wirtschaftswissenschaftler. Hier werden 
negative Anreiz wirkungen durch den bestehenden 
Finanzausgleichstarif festgestellt, die beseitigt werden 
sollten. Der Sachverständigenrat schlägt außerdem 
vor, die Abschöpfung beziehungsweise die Auffüllung 
nicht nach der Steuerkraft pro Einwohner, sondern 
nach dem Bruttoinlandsprodukt pro Ein wohner zu be-
messen. Sein Modell, so meint der Sachverständigen-
rat, würde ein einfacheres und anreiz freund licheres 
Finanzausgleichssystem gewährleisten16.  Ob diese 
Änderungen ein Modell für einen neuen Finanzaus-
gleich ergeben, das den Gesetzgeber noch vor 2019 
beschäftigen wird, ist heute nicht abzusehen, aber 
unwahrschein lich. 

Einführung eines neuen Konnexitätsgrundsatzes

Nach der Verfassungsstruktur in der Bundes-
republik bei Bundesgesetzen obliegt in der Regel 
die Ausführung dieser Gesetze den Ländern und 
Gemeinden. Aus dem in der Verfassung formulierten 
Lastenverteilungs grundsatz (Art. 104a Abs. 1 GG) 
ergibt sich, dass die Länder die aus dem Gesetzes-
vollzug entstehenden Kosten zu tragen haben (nach 
der so ge nannte Verwaltungskausalität). Das möchte 
der Sachverständigenrat ändern und die prinzipielle 
Kosten tragungs  pfl icht dem Bund als Gesetzgeber 
auferlegen (so genannte Gesetzes kausalität)17.  

Doch dieses ist eine so große  Systemveränderung, 
dass der Gesetzgeber vor einer Verfas sungs änderung 

15 Sachverständigenrat, a.a.O., Tz. 798.

16 Wie die einzelnen  Länder davon begünstigt und betroffen wären, 
wird nicht dargelegt, obwohl allseits bekannt ist, dass die Zustimmung 
der Ländervertreter von den fi nanziellen Auswirkungen eines alterna-
tiven Vorschlags abhängt. Von den Praktikern ist dieser Wechsel von 
den Ist-Steuereinnahmen der Länder zum statistischen wirtschaft-
kraftbezogenen Modell wiederholt geprüft und abgelehnt worden.

17 Sachverständigenrat, a.a.O., Tz. 793.

18 Unter anderem: Wie soll die Kostenverursachung durch legisla-
tive (= Bund) oder exekutive (= Länder) Entscheidungen bei jedem 
einzelnen Gesetz ermittelt und zugeordnet werden? Auch für eine 
konfl iktfreie Abrechnung der Kosten bestehender und veränderter 
Gesetze mit den einzelnen Ländern gibt es keine realisierbaren Vor-
schläge. Und wie ist das Verhältnis dieser anderen Kostenabrechnung 
zum Bund-Länder-Umsatzsteuerausgleich nach Art. 106 Abs. 3 und 
4 GG? 
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verständlicherweise erst die Voraussetzungen und 
Auswirkungen auf das Bund-Länder-Verhältnis ken-
nen muss. Trotz jahrelanger Forderungen nach einer 
System änderung liegt aber keine derartige Untersu-
chung über diesen schwierigen und folgen schwe ren 
Wechsel vor18.  Durch den bloßen Hinweis auf das 
– völlig anders geartete – Kon nexitäts ver hält nis der 
Länder zu ihren Gemeinden und auch nicht durch das 
bloße Aufzeigen von Schwächen des gegenwärtigen 
Lastenverteilungsprinzips kann eine nur im grundsätz-
lichen verharrende Forderung an die politischen Ent-
scheidungsträger nicht entscheidungsreif werden.

Gemeinschaftsaufgaben 

Durch jede von Bund und Ländern gemeinsam 
geplante und fi nanzierte Aufgaben wahr nehmung 
wird faktisch die Ausgabenautonomie der beteiligten 
Gebietskörperschaften und insbe son dere die der Par-
lamente eingeschränkt. Die gemeinsame Festlegung 
von Program men, Projekten und Haushaltsmitteln 
war vom Verfassungsgeber 1969 bei der Schaffung 
der Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a und 91 
b, sowie nach Art. 104 a Abs. 4 GG zur Verbesserung 
der Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik gewollt, 
um so effi zient und geordnet bestimmte gesamtgesell-
schaftliche Rückstände und Engpässe zu beseitigen.  

Der Sachverständigenrat hatte hier wie die meis-
ten Finanzwissenschaftler die Auffassung vertreten, 
dass die Gestaltungsfreiheit der einzelnen Länder, die 
gegenseitig im Wettbewerb stehen, wichtiger sei als 
Solidarität bei der Finanzierung von staatlichen Auf-
gabendefi ziten.

Deshalb wollen der Sachverständigenrat und die 
meisten Finanzdwissenschaftler die Gemeinschafts-
aufgaben mit ihren „fremdbestimmten“ Zweck bin-
dungen beseitigen und die einzelnen Aufgaben bei 
einer konsequenten Entfl echtung entweder allein den 
Ländern oder aber dem Bund zuordnen. Allerdings 
spricht der Rat den Finanzhilfen des Bundes nach 
Art. 104 a Abs. 4 GG  eine gewisse grundsätzliche 
Berechtigung nicht ab19, obwohl sie Teil der kritisierten 
Finanzverfl echtungen von Bund und Ländern sind. 

Die quantitative Bedeu tung der Gemeinschaftsauf-
gaben ist heute wesentlich geringer als die grundsätz-
liche wissenschaftliche Kritik dies erwarten lässt. Für 
die Mehrzahl der Länder und auch für den Bund sind 
die Existenz und die Verfahrensregelungen einzelner 
Gemeinschafts aufgaben eher eine funk tio nale als eine 
prinzipielle Frage. Beim Ausstieg des Bundes aus der 
gemeinsamen Planung und Finanzierung allerdings ist 

der Streit über die freiwerdenden fi nanziellen Mittel 
zwischen allen Gebietskörperschaften unvermeidlich.

Aus heutiger Sicht lässt sich feststellen, dass es bei 
den gemeinschaftlichen Bund-Länder-Finanzierungen 
zwar differenzierende Zurückhaltung, aber keine totale 
Blockade der Politik gegenüber den Vorstellungen der 
Wissenschaft gibt. 

Eine alternative Verfassungskonzeption

Auch wenn die einzelnen Bestandteile der Konzepti-
on des Sachverständigenrates und vieler Wirtschafts-
wissenschaftler hier isoliert betrachtet wurden, darf 
nicht vergessen werden, dass das Ziel der Vorschläge 
der meisten Finanz- und Wirtschaftswissenschaftler 
die Ver wirk lichung eines alternativen Verfassungskon-
zepts ist, das sich nicht auf einige einzelne fi nanzwirt-
schaftliche Bausteine beschränkt. 

Mit seinem letzten Gutachten hat der Sachverstän-
digenrat sich in einigen Elementen von alten system-
kritischen Schwarz-Weiß-Positionen wegbewegt, 
offensichtlich, um sich in seiner Funktion als politik-
beratende Institution aktiv an der Reformdiskussion 
zu beteiligen. Seine Grundaus richtung basiert aber 
immer noch auf einer ökonomischen Betrachtungs-
weise, die dem Wettbewerbs föderalismus eigen ist. 
Wie weit er sich dabei vom Mainstream der deut schen 
Wirtschafts wissenschaft entfernt hat, ist allerdings 
noch nicht abzuschätzen.

Es wäre ein Missverständnis, dass mit der Beto-
nung der notwendigen Funktion wissenschaft licher 
Politikberatung etwa die Beschäftigung der deutschen 
Wirtschaftswissenschaft und insbesondere der Fi-
nanzwissenschaft mit grundlegenden Reformansätzen 
und Alternativ modellen zum deutschen Föderalismus 
beschränkt werden sollte. Allerdings bedarf es noch 
einer großen Überzeugungsarbeit, die Mehrheitsvor-
stellungen in der Gesellschaft zu ändern, denn das 
in der Idee des Wettbewerbsföderalismus implizierte 
Werturteil20, dass Unterschiede im öffentlichen Leis-
tungsangebot zwischen den einzelnen Ländern vor-
teilhaft seien,  wird in Deutschland nicht geteilt. Doch 
auch ein liegengebliebenes Thema wie die Föderalis-
mus reform braucht immer mal wieder neuen Anschub, 
zumal wenn sich die Rahmenbedin gun gen sichtbar 
verändert haben. 

19 Sachverständigenrat, a.a.O., Tz. 794 

20 Siehe Rüdiger P o h l : Die Reform der föderalen Finanzverfassung: 
Wünsche und Wirklichkeit, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 85. Jg. (2005), 
H. 2, S. 85 ff. Pohl hat dort die Werturteile, die fehlenden Antworten 
und die unbewiesenen Behaup tungen der Vertreter des Wettbewerbs-
föderalismus kritisch hinterfragt. 


